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Todesfallkapital und Kindesvermögen 
Sachverhalt

Die VB errichtete mit Beschluss vom 24.8.1998 für das damals 11-jährige Kind K., geb. 7.7.1987, eine Beistandschaft nach Art. 392/2 ZGB um sie im Nachlass des verstorbenen Vaters zu vertreten. Das errichtete Nachlassinventar wies einen Aktivenüberschuss von Fr. 18'128.40 aus und die Beistandschaft wurde danach wieder aufgehoben. Im Schlussbericht des Beistandes per 10.5.2000 steht, dass er der Klientin bzw. der Mutter noch behilflich war bei der Geltendmachung der Versicherungs- und Rentenansprüche. 

Kindsinventar/Nachlass Vater vom 15.10.1998/genehmigt am 1.3.1999 durch VB und am 28.5.1999 durch Bezirksrat (BR). 
Schlussbericht Beistand per 10.5.2000 / Genehmigung VB 19.6.2000/BR 30.6.2000.
Als Frau K. volljährig wurde, errichtete die VB eine Beistandschaft nach Art. 392/1 und Art. 393/2 ZGB. Im Inventar per 30.7.07 erfolgte keine Erwähnung über Vermögen oder Guthaben bei der Mutter.

Anlässlich der Anmeldung für Zusatzleistungen zur IV erfuhr ich (Ernennung per 1.4.2009) im Oktober 2009, dass die AXA Winterthur am 16.7.1999 das Todesfallkapital des verstorbenen Vaters in der Höhe von Fr. 148'409.60 an die Mutter überwiesen hat mit dem Vermerk, zu Gunsten Tochter Rebecca. Dieses Kapital ist im Nachlassinventar nicht vermerkt und auch nicht im Schlussbericht des Beistandes i.S. Vertretung im Nachlass.

Von der Kapitalauszahlung ist aus heutiger Sicht nichts mehr vorhanden.

Ich frage mich nun folgendes:

Wenn die Zusatzleistungen zur IV einen Vermögensverzehr einrechnen sollten, erhält meine Klientin dadurch u.U. kleinere Leistungen und das wäre ja dann zum Schaden von ihr. Wer ist dafür verantwortlich?

Erwägungen

1. Die Vormundschaftsbehörde errichtete nach dem Tod des Vaters eine Vertretungsbeistandschaft (Kollisionsbeistandschaft), weil die Inhaberin der elterlichen Sorge für das erbende Kind ebenfalls Erbin war und deshalb aufgrund dieser Interessenkollision das Kind in der Erbschaftssache nicht vertreten konnte (Art. 306 Abs. 2 ZGB). Der Auftrag des Vertretungsbeistandes gemäss Art. 392 Ziff. 2 ZGB bestand in der Sicherung der erbrechtlichen Ansprüche des Kindes.


2. Die Auszahlung des Todesfallkapitals zugunsten des Kindes folgt nicht dem Erbrecht, sondern dem Privatversicherungsrecht (H.R. Künzle, Zeitschrift Private 4/2007 S. 12 ff.). Wenn es sich um eine Auszahlung aus der beruflichen Vorsorge handelt, ist sie den überobligatorischen Leistungen zuzurechnen, welche von Vorsorgeeinrichtungen entsprechend ihren reglementarischen Bestimmungen für bestimmte Begünstigte erbracht werden können (H.U. Stauffer, Berufliche Vorsorge, Schulthess 2005, N. 711 S. 264). Eine solche Leistung bildet deshalb nicht Bestandteil des Nachlasses, sondern sie ist ein direkter versicherungsrechtlicher Anspruch des Begünstigten (hier: des Kindes) gegenüber der Vorsorgeeinrichtung. Die Mutter stand bezüglich dieser Versicherungsleistung nicht in einer Interessenkollision, sondern durfte als gesetzliche Vertreterin des Kindes gestützt auf Art. 304 und 318 Abs. 1 ZGB diese Zahlung entgegen nehmen. Die Regelung dieses Versicherungsanspruchs fiel deshalb nicht in den Zuständigkeits- und Verantwortlichkeitsbereich des eingesetzten Vertretungsbeistandes, auch wenn dieser (freiwillig) der Mutter in dieser Sache noch behilflich war. Das Todesfallkapital fiel in das Kindesvermögen, welches durch die Mutter sorgfältig zu verwalten ist (Art. 318/327 ZGB). 



3. Gemäss Art. 318 Abs. 2 ZGB hat der Inhaber der elterlichen Sorge der Vormundschaftsbehörde ein Inventar über das Kindesvermögen einzureichen, wenn die elterliche Sorge nur einem Elternteil zusteht. Rechtsunkundige Bürgerinnen und Bürger haben von dieser Bestimmung oft keine Kenntnis, weshalb sie regelmässig von den zuständigen Vormundschaftsbehörden aufgefordert werden, nach Scheidung mit einseitiger Zuteilung der elterlichen Sorge und nach Tod eines Inhabers der gemeinsamen elterlichen Sorge ein Kindesvermögensinventar einzureichen. Das hätte die Vormundschaftsbehörde auch hier tun müssen, indem ihr die Mutter des hinterbliebenen Kindes hätte Aufschluss darüber geben müssen, ob das Kind a) über vorbestehendes Vermögen, b) mit dem Todesfall des Vaters angefallenes Erbe und c) aufgrund des Todes und dessen Umstände (z.B. Unfall verursacht durch einen Dritten) zu Vermögen gelangt ist. Das wurde hier unterlassen, beziehungsweise die Vormundschaftsbehörde und der Bezirksrat begnügten sich mit dem Rechenschaftsbericht des Vertretungsbeistandes und gingen nicht einmal dem noch explizit vom Beistand erwähnten Hinweis auf die geltend gemachten Versicherungsleistungen nach. Das wird man nicht nur als Unaufmerksamkeit der beiden vormundschaftlichen Behörden, sondern bereits als pflichtwidrige Nachlässigkeit taxieren müssen. Eine andere Frage ist, ob dem Kind dadurch im vorliegenden Fall Schaden erwachsen ist (vgl. den Leitfall in BGE 135 III 198 sowie Urteil des Kantonsgerichts St. Gallen vom 25.2.1994 betreffend Haftung der Vormundschaftsbehörde für unterlassene Massnahmen zum Schutz des Kindesvermögens, ZVW 1997 S. 11 ff.).


4. Gemäss Art. 326 und 327 ZGB hat die Inhaberin der elterlichen Sorge dem Kind bei dessen Volljährigkeit aufgrund einer Abrechnung das Kindesvermögen auszuhändigen und haftet für die Rückleistungen gleich einem Beauftragten (Art. 398 und 399 OR). Es stellt sich deshalb die Frage, was die Mutter dem Kind hinsichtlich dieser Versicherungsleistung herausgeben muss. 

a. Ein Todesfallkapital aus der beruflichen Vorsorge, das aufgrund der reglementarischen Begünstigungsordnung an minderjährige Kinder der verstorbenen versicherten Person ausbezahlt wird, hat den Charakter einer Abfindung und fällt deshalb unter die Bestimmungen des Art. 320 ZGB: Danach dürfen Abfindungen in Teilbeträgen entsprechend den laufenden Bedürfnissen für den Unterhalt des Kindes verbraucht werden. Erweist es sich für die Bestreitung der Kosten des Unterhalts, der Erziehung oder der Ausbildung als notwendig, so kann die Vormundschaftsbehörde den Eltern gestatten, auch das übrige Kindesvermögen in bestimmten Beträgen anzugreifen. Übriges Kindesvermögen steht hier nicht zur Diskussion.
b. Wenn die Mutter das Todesfallkapital anzehren durfte, hat sie dem Kind (beziehungsweise dessen gesetzlichem Vertreter) bei dessen Volljährigkeit den Nachweis zu erbringen, zu welchem Zweck das Vermögen aufgebraucht worden ist. In der Regel wird hierzu eine Plausibilisierung genügen, weil die Eltern nicht buchführungspflichtig sind. Am 16. Juli 1999 wurde der damals 11-jährigen Tochter das Todesfallkapital des verstorbenen Vaters in der Höhe von Fr. 148'409.60 ausbezahlt. Am 1. April 2009 erfährt der kombinierte Beistand von der fraglichen Zahlung. Es steht deshalb ein Zeitraum von fast 11 Jahren (Zeit zwischen angenommenem Todesfall im Jahre 1998 und Entdeckung der Versicherungsleistung) zur Diskussion, hievon 7 Jahre Unmündigenunterhalt und 4 Jahre Sorge für die mittlerweile erwachsene Tochter. 
c. Die Mutter ist in dieser Situation aufzufordern, den Nachweis des Vermögensverzehrs zu erbringen. Anhand von Bankauszügen (diese werden bankenintern leider oft nur noch 10 Jahre aufbewahrt) wird dieser Verzehr rekonstruierbar sein. Soweit sich nicht wenigstens plausibilisieren oder noch besser nachweisen lässt, dass das Todesfallkapital nebst den andern Sozialleistungen dem Kindesunterhalt gedient hat, schuldet die Mutter dem Kind den Rest heraus. Wenn dieser Betrag nicht einbringlich ist und dem Kind dadurch ein Schaden entsteht, wird sich dann die Frage stellen, welchen Anteil an Verantwortlichkeit die vormundschaftlichen Organe trifft. Der Vertretungsbeistand selbst wird aus meiner Sicht nicht mit einzubeziehen sein, weil er diesbezüglich keine gesetzlichen Pflichten hatte. Hingegen könnte die Vormundschaftsbehörde zur Rechenschaft gezogen werden, wenn sie bei pflichtgemässer Einforderung des Kindesvermögensinventars gemäss Art. 318 Abs. 2 ZGB und aufgrund der dadurch bekannt gewordenen Umstände Grund zur Annahme hatte, die Mutter gehe nicht sorgfältig mit dem anvertrauten Kindesvermögen um. In diesem Fall hätte die Vormundschaftsbehörde pflichtwidrig eine Kindesvermögensschutzmassnahme unterlassen und müsste für den entstandenen Schaden haften (ZVW 1997 S. 11 ff.). Um dies abschliessend beurteilen zu können, fehlen allerdings zurzeit die nötigen Grundlagen.


5. Damit lässt sich Ihre Frage: „Wenn die Zusatzleistungen zur IV einen Vermögensverzehr einrechnen sollten, erhält meine Klientin dadurch u.U. kleinere Leistungen und das wäre ja dann zum Schaden von ihr. Wer ist dafür verantwortlich?“ wie folgt beantworten:  

Die IV wird bei Berechnung der EL nur dann Vermögen und einen daraus herzuleitenden hypothetischen Vermögensverzehr anrechnen dürfen, wenn das Todesfallkapital nicht zurecht von der Mutter für den seit 1998 (Todesfall des Kindsvaters) entstandenen Kindesunterhalt verwendet werden durfte und auch verwendet wurde. Diesbezüglich muss die Mutter nachweisen oder jedenfalls glaubhaft machen, dass sie das Vermögen für das Kind verbraucht hat. Wäre eine entsprechende EL-Verfügung der IV schlüssig und nicht zu beanstanden, entstünde dem Kind ein Schaden, für den in erster Linie die Mutter, in zweiter Linie aber möglicherweise auch die Vormundschaftsbehörde verantwortlich gemacht werden müsste. Hiezu fehlen im Moment noch die nötigen Beurteilungsgrundlagen. Als erstes müssen Beistand und IV-Stelle mit der Mutter den Todesfallkapitalverbrauch rekonstruieren, um klären zu können, ob das Kind gegenüber der Mutter einen vermögensrechtlichen Anspruch i.S. von Art. 326 ZGB geltend machen kann.


Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 28.11.2009
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